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Vorwort

Die Zwangsvollstreckung ist ein essenzieller, doch oft komplexer und mitunter 
als unzugänglich wahrgenommener Prozess. Sie bildet die Brücke zwischen ei-
nem formellen Rechtsanspruch und dessen tatsächlicher Durchsetzung in der 
Praxis.
Kaum ein anderer Rechtsbereich ist so unmittelbar mit dem wirtschaftlichen 
Alltag von Unternehmen, Gläubigern und Schuldnern verbunden. Die Konse-
quenzen unzureichenden Wissens sind oft weitreichend und kostspielig. Die Au-
torinnen und Autoren dieses Buches wollen beim Verständnis dieses weiten 
Rechtsgebiet unterstützen und das gesamte Zwangsvollstreckungsrecht in einem 
Buch in Grundzügen aufarbeiten.
Unser Ziel war es, ein Buch zu entwickeln, das sich deutlich von trockenen 
Kommentaren und rein akademischen Abhandlungen abhebt. Wir wollten ei-
nen Leitfaden schreiben, der nicht nur die rechtlichen Grundlagen der Zwangs-
vollstreckung umfassend darstellt, sondern vor allem auch praxisorientierte 
Lösungen und verständliche Erläuterungen bietet. Dabei sollen die Einzelvoll-
streckung, die Vollstreckung in Immobilien, die kommunale Verwaltungsvoll-
streckung sowie die Gesamtvollstreckung (Insolvenz) abgebildet und somit ein 
Verständnis der Gesamtmaterie vermittelt werden.
Dieses Buch richtet sich an alle, die in ihrer täglichen Arbeit mit der Zwangsvoll-
streckung konfrontiert sind: Rechtsanwälte, die sich auf dieses Gebiet spezialisie-
ren oder einen schnellen Überblick suchen; Mitarbeiter von Rechtsabteilungen, 
die rechtssichere Entscheidungen treffen müssen, sowie Studierende und Refe-
rendare, die eine verständliche und systematische Aufbereitung des Stoffes benö-
tigen. Dabei sind die Inhalte so aufbereitet, dass sowohl Einsteiger als auch 
erfahrene Praktiker gleichermaßen profitieren.
Die Herausforderung bei der Erstellung dieses Werkes lag darin, die Vielschich-
tigkeit der Materie in einer klaren und nachvollziehbaren Struktur zu präsentie-
ren. Unser Ansatz war es, theoretische Ausführungen stets mit konkreten Beispie-
len, Übersichten und Praxistipps zu verknüpfen. Dies ermöglicht einen direkten 
Transfer von Wissen in die tägliche Arbeit.
Wir möchten uns an dieser Stelle bei allen bedanken, die zur Entstehung dieses 
Buches beigetragen haben.
Wir hoffen, dass dieses Buch Ihnen nicht nur als verlässlicher Wegweiser durch 
die Untiefen der Zwangsvollstreckung dient, sondern auch dazu beiträgt, das 
Verständnis für diese komplexe und dennoch spannende Materie zu vertiefen.

Die Autoren im Januar 2026

Hinweis: Der leichteren Lesbarkeit halber wird auf die doppelte Nennung z. B. 
von Beamtinnen und Beamte, Schuldnerinnen und Schuldner etc. sowie die 
Verwendung des Gendersterns verzichtet. Im gesamten Beitrag sind jeweils alle 
Geschlechter gemeint.
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dd) Erinnerung nach § 766 ZPO analog . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 148
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ee) Drittwiderspruchsklage (§ 771 ZPO analog) . . . . . . . . . . . . . . . . 149
b) Verfahren und praktische Bedeutung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 150–154

16. Datenschutz und Informationspflichten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 155–162
a) Datenschutz bei der Ermittlung und Verarbeitung personenbezo-

gener Daten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 156–158
b) Informations- und Mitteilungspflichten im Vollstreckungsverfah-

ren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 159–162
17. Besonderheiten bei Insolvenz des Schuldners . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 163–170

a) Auswirkungen des Insolvenzverfahrens auf die kommunale Voll-
streckung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 164–167

b) Schnittstellen zwischen Insolvenz- und Vollstreckungsrecht . . . . . . 168–170

1. Allgemeines
a) Einführung und Abgrenzung der kommunalen Forderungen. Kommunale 
Forderungen sind Ansprüche, die eine Kommune oder eine kommunale Einrich-
tung gegenüber Dritten geltend macht. Der überwiegende Teil dieser Forderun-
gen ist öffentlich-rechtlicher Natur. Das bedeutet, dass sie auf Gesetzen oder 
anderen hoheitlichen Maßnahmen beruhen und im Zusammenhang mit der 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben stehen. Beispiele sind die Erhebung von Steu-
ern, Gebühren, Beiträgen oder Bußgeldern.

Die kommunalen Forderungen sind damit von privatrechtlichen Forderungen 
abzugrenzen, die sich aus zivilrechtlichen Vertragsverhältnissen ergeben. Wäh-
rend privatrechtliche Forderungen nach der Zivilprozessordnung (ZPO) voll-
streckt werden, folgen öffentlich-rechtliche kommunale Forderungen eigenen 
Vollstreckungswegen, etwa der Verwaltungsvollstreckung. In diesem Verfahren 
kann die Kommune direkt auf Grundlage eines Verwaltungsakts nach VwVG 
bzw. AO handeln, ohne zuvor einen gerichtlichen Titel erwirken zu müssen.

Diese Abgrenzung ist von großer praktischer Bedeutung, da sie die Art und 
Weise der Vollstreckung, die Rechtswege sowie die Rechte und Pflichten der 
Beteiligten beeinflusst. Öffentlich-rechtliche Forderungen haben häufig einen 
hoheitlichen Charakter mit einem Kontrahierungszwang, das heißt, die 
Kommune kann nicht frei wählen, mit wem sie Verträge schließt oder Forderun-
gen geltend macht – dies dient dem Allgemeinwohl und der Sicherstellung der 
kommunalen Aufgaben.

b) Bedeutung für die kommunale Haushaltswirtschaft. Die Realisierung 
kommunaler Forderungen ist eine der zentralen Säulen zur Finanzierung kom-
munaler Aufgaben. Eine sichere und effiziente Vollstreckung dieser Forderungen 
ist entscheidend für die Haushaltswirtschaft der Kommune. Die kommunalen 
Einnahmen aus Steuern, Gebühren und sonstigen öffentlich-rechtlichen Forde-
rungen fließen unmittelbar in den kommunalen Haushalt ein und ermöglichen 
die Erfüllung umfangreicher Aufgaben in Bereichen wie Infrastruktur, Bildung, 
Soziales und Sicherheit.

Die kommunale Vollstreckung sichert somit die Liquidität der Kommune und 
damit deren Handlungsfähigkeit. Mangelnde oder verzögerte Beitreibung von 
Forderungen kann zu erheblichen finanzwirtschaftlichen Engpässen führen und 
die Fähigkeit der Kommune einschränken, ihre Verpflichtungen zu erfüllen oder 
Investitionen zu tätigen.

Daher ist das Forderungsmanagement – von der korrekten Festsetzung bis zur 
effektiven Vollstreckung – eine wichtige kommunale Kernaufgabe. Neben recht-
lichen Rahmenbedingungen müssen Kommunen auch wirtschaftliche Gesichts-
punkte berücksichtigen, etwa die Verhältnismäßigkeit von Kosten und Nutzen 
bei Vollstreckungsmaßnahmen, um den gemeinwirtschaftlichen Auftrag effizi-
ent zu erfüllen.
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2. Gesetzliche Grundlagen
a) Relevante Gesetze (VwVG, AO, Landesrechte). Kommunale Forderungen 
basieren überwiegend auf öffentlich-rechtlichen Rechtsgrundlagen. Die wichtigs-
ten gesetzlichen Vorschriften ergeben sich aus dem Verwaltungsvollstreckungs-
gesetz (VwVG), der Abgabenordnung (AO) sowie aus speziellen Landesgesetzen 
und kommunalen Satzungen, wie bspw. den Kommunalabgabengesetzen 
(KAG) der Bundesländer.

Diese Gesetze regeln einerseits das Entstehen öffentlich-rechtlicher Ansprüche – 
etwa Steuern, Gebühren, Beiträge und Bußgelder – und andererseits die Verfah-
ren zu ihrer zwangsweisen Durchsetzung (Verwaltungsvollstreckung). Die AO 
enthält dabei etwa umfassende Vorschriften zur Vollstreckung von Steuerforde-
rungen, während das VwVG das allgemeine Verwaltungsvollstreckungsverfahren 
normiert.

Neben den Bundesgesetzen sind die kommunalen Satzungen, die auf der Grund-
lage der jeweiligen Landesgesetze erlassen werden, von großer Bedeutung. Sie 
konkretisieren die Erhebung von Gebühren, Beiträgen oder sonstigen Leistun-
gen und stellen die speziellen Rechtsgrundlagen für viele kommunale Forde-
rungen dar.

b) Verhältnis zu privatrechtlichen Forderungen/ZPO. Im Gegensatz zu den 
öffentlich-rechtlichen kommunalen Forderungen, die durch Verwaltungsakte be-
gründet werden, beruhen privatrechtliche Forderungen auf vertraglichen oder 
sonstigen zivilrechtlichen Rechtsverhältnissen. Diese Ansprüche unterliegen 
grundsätzlich den Vorschriften der ZPO für die Forderungsdurchsetzung und 
Zwangsvollstreckung.

Während die Verwaltungsvollstreckung es den Kommunen ermöglicht, öffent-
lich-rechtliche Ansprüche ohne vorherige gerichtliche Entscheidung direkt 
durchzusetzen („Selbsttitulierungsbefugnis“), setzen privatrechtliche Forderun-
gen die Erlangung eines vollstreckbaren Titels (z. B. Urteil, Vollstreckungsbe-
scheid) im Zivilverfahren gem. §§ 704 oder 794 ZPO voraus, bevor Zwangsmaß-
nahmen ergriffen werden können.

Die kommunale Selbstverwaltung ist in Deutschland verfassungsrechtlich in 
Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG (Grundgesetz) garantiert.

Daher bestehen zwei unterschiedliche Vollstreckungswege:
– Verwaltungsvollstreckung (auf öffentlich-rechtlicher Grundlage): Direkte 

Vollstreckung auf Basis von Verwaltungsakten, legitimiert durch VwVG, AO 
und kommunale Satzungen.

– Zivilprozessuale Vollstreckung (auf privatrechtlicher Grundlage): Vollstre-
ckung ausgerichtet an der ZPO, erfordert einen gerichtlichen Vollstreckungs-
titel.

Diese Unterscheidung ist für die kommunale Praxis zentral, da die Verfahrens- 
und Rechtswege, die Möglichkeiten der Einwände und der Rechtsschutz der 
Betroffenen unterschiedlich ausgestaltet sind.

Diese gesetzliche und verfahrensrechtliche Basis bildet das Fundament für das 
kommunale Forderungsmanagement und die durchsetzungsstarken Vollstre-
ckungsmaßnahmen der Kommunen im Rahmen der öffentlichen Verwaltung.

3. Wesen und Funktion der Verwaltungsvollstreckung
Die Verwaltungsvollstreckung bezeichnet das rechtlich geregelte Verfahren zur 
zwangsweisen Durchsetzung öffentlich-rechtlicher Ansprüche, wie Steuern, Ge-
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